
' .......... H.......
STIFn"1\G FÜR DIE FREIHEIT

Briefvon Hans-Dietrich Genseher
an die Mitglieder der Führungsgremien und an die
Mandatsträger der Freien Demokratischen Partei

eO. August 1981)

QU~Ik/Zi~"""'~l~: fKl~ d~mokr:l.li.ch~ ko~pon<knz (fdk); !,-'r" 130/1981
ArchiVIcn als PDF-Dokumcm; SignoNr IN5-204

IU II 1\,...



~_l"-r

F_ DeMoI!••lJec,,*,
,,~

BlIunec_lalr.S. 15""" .... ,
r-....DenIM·ttous
FS 0 8Ill 510

V....M.....,,_......_-
r .. 0228/5.7·218

hJsgabe 130
ZO. August 1981

Der F.O.P.-IU'deSVl)TSiumde tlA.'6-0lETRlot~ hat heute

an die Mitglieder der Rihrungsgl"Sien lnd an die Mmdatstrlger

der Freien Dlwlkratischen Partei folgenden Brief geschrieben:
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Liebe Parteifreunde,

- , -

/ll)\'esti
Hon

die Konsolidierung des Bundeshaushalts, die Förderung von IrtYestitioncn Wld die
Schaffung von Arbeitsplätzen I<,'erdcn die öffentliche Diskussion auch in den
koomenden lI'ochen beherrschen. Auf dem Kölner Bundesparteitag im Mai dieses Jahres
haben wir unsere Entschlossenheit lUD Ausdruck gebracht, konsequent und ohne
Vorbehalte die Probleme anzugehen. Die Entscheidun&en, die Regierung und Koali
tion abverlangt werden, fallen in Jeder Beziehung aus dem Rahnlen üblicher, auch
als schwierig lfl(>fundener Probleme. Die jetzt gestell ten Aufgaben haben großes
gesellschaftsf.Qli tisches, innenf.QI itisches und auß<.'nf.Qli tisches Gewicht.

Unser Land steht an einem Scheideweg. Gesellschaftspolitisch stehen wir in
einer ßeI.'ährungsprobe der /,brktwirtschaft. Unsere Marktwirtschaft lIl.Iß gerade in
einer sich strukO,Jrell vcranderndcn Weltlo'irtschaft - Ölpreis-Entwicklung und
Prozeß wel1;'n'eiter Arbeitstl'ihmg sind JllJr zwei Aspekte - die erforderliche
Flexibilität und Anpas7lmgsfID\igkei t unter Beweis stellen. Diese BewID\rungsprobe
kann nur mit rnarkt... irtschaftlichcn Nitteln bestand('n werden. Die Ancrkenmnlg
Wld Förderung von Leistung. Innovation/und h'ettbewcrb sind dabei unverzichtbar.
Vor allcm aber nuß durch die Folgerichtigkeit und durch die auf die staatliche
Ausgabenpolitik sich strokturell auswirkenden Entscheidungen das Vertrauen der
Investoren gefestigt werden. Eine SOlche Vertrauensstärkung wird auch ihre
Auswirkungen auf den [l.I-Kurs haben. Nicht nur die Diskussion über die Ergänzungs·
abgabe, sondern ganz allgemein die Diskussion über WlSere hJffassung, daß Aus
gabenvennirxlerungen der bessere lieg sind als EiTU'lahllencrhöhungen. zeigt, daß
unter veränderten Bedingungen und mit deshalb auch veränderten Fragestellungen
Wld AntloOrtcn eine älmliche grundsätzliche Auseinandersetzung zu führen ist wie
beim Wiederaufbau nach dcm Zweiten Weltkrieg.

fumals wie heute lag die Entscbei<;hmg, ...dcher \\:eg eingeschlagen werden soll,
weitgehend in Wlserer lIand.

Innenpolitisch stehen wir vor einer Ilcwmrungsprobe unserer freiheitlichen Ord
nung, weil soziale Stabilität die unverzichtbare VoraussctzlUlg f.Qlitischer
Stabilität ist. Die Lösung der Arbeitsrnarktprobleme und positive Perspektiven
für die heram-<lchsende Generation sind Wltrermbar mit der Stabilität und der
Fortentwicklung unserer freiheitlichen Ordnung verbunden. ~rnschen, die Arbeit
suchen und sie nicht findC'n können, Junge ~rnschen, die keine beruflichen Zu
kunftsperspektiven für sich sehen - ilmen allen niissen wir Iklffm.mg und Ver~

trauen zurikkgeben.

Außenf.Qlitisch hängt die Wahrneln.mg unserer nationalen Interessen - Wld das
erfordert in einem geteilten I""nd an der Sclmittlinie d...r Systeme größere An
strengungen als irgend\o.l) sonst - wo;,sentlich von unserer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit ab. Das gilt für die Lnn.icklung der Europäischen Gemeinschaft
und für unseren Beitrag Zln Bündnis ebenso ...ie tur unsere Beziehungen zur DDR
und allgemein für unser Verhältnis zu WiSeren östlichen Nachbarn, und es gilt
nlcht weniger für die Erfüllung unserer VerantloUrrung gegenüber den Staaten der
Dritten Welt. In keinem dieser Bereiche darf eine aktive gestaltende, auch mit
finanziellen Leistungen verbundene Politik der Bundesrepublik Deutschland als
Geschenk an andere verstanden oder garmißdeutet werden, wie das leider auch
hierzulande geschieht.

1.h es noch deutlicher zu sagen, Die EuropäisdlC Gemeinschaft ist der Zusamoen
schluß der europäischen D!5Dokratien, in dem wir unsere Zukunft gestalten. Sie
ist nicht die Gemeinschaft der anderen, sondern wir sind Teil dieser Gemein
schaft. lInser Verhältnis zur DDR und WlSCre Möglichkeiten, dieses Verhältnis
auch wirtschaftlich zu gestalten, ist eine europäische Friedensaufgabe und ist
die Wahrnetmung der nationalen Interessen unseres Volkes angesichts der staat
lichen Teilung. Unsere wirtschaftlichen Beziehungen mit den Nachbarn im Osten
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ganz allge.:!in sind Teil unsere!!
hal tnhses und damit europäische
lichen BOndnis ist Voraussct ..Ifl

seitral/.!! r Stabilisienmg des Ost-l</est-Ver
Tl :1en$JXllilik. Unser Beitrag tllll wcst-

;.erc Alßeren Sicherheit.

Als Liberale wissen loH, dab dl tw klungshilfe nicht ein Alnlosen CUr
andere ist, .sondern Investitionen ß dIe eigene friedliche Zul.ulft. Sie
ist Ilielt-Friedenspolitik IUt ~ roßen :Iel, die soziale Sprengkraft tu
übenünden, die iJII Nord-Si.ld-Verh:lltnis ror dIe ll:elt ai.ndestens in gleichaI
M:Iße liegt, wie das in den In<i!st legesell$chaften des 'Qrdens aII Ende des
letzten und Anfang dieses r r15 der FaL _r.

Ilenn wir die jetzt zu tref t trI~en ~rten. so geht es also
Ia weit .ehr als rur Ia di Oec lJl wn Hawhaltslücken. Wir ~sen den
finanziellen Hanlhmg5- und Wltqsr-u. turtickgcwinnen, daait wir unsens
Volk auch in :u).unft sonale loenchugkclt, Fortschritt und Frieden sichern
können. ~ ist die ZUbmftsperspektive. -;i~ besti.aD.t die Bedeutung, die wir
de. f.ntscheicimgsprozeß nnessen, In delI ll.e&ienmg und Koalition jetzt stehen.
1M5 darf nicht dü Stunde ~Ih Taktierens und halbherziger Schritte
sein. Wir als Frei DalDk t 1 tschll ssen, unsere Verant1olOrtung wahr-
zunetJnen.

Ich weiß aus zahlreichen Ge,pr:lche und au den Berarungen im Juli, daß die
verant1olOrtlichen Persönlichkeit('n der ~PD sich mit dem gleichen Ernst der
gesteLlten !w.fgabc widmen. Es sollte deshalb JJJ5glich sein, trotz grunds:ltzlicher
ullterschiedlicher Posi tionen der hdul n Regierungsparteien in ...ichtigen wirt
schaftlichen und gcsel1schilftspolitischl'n Fragen die gestellte Aufgabe zu lösen.

Die in der letzten Juli-Wochf' getroffen n Entscheidungen zur Konsol idierung
des Bundeshaushaltes und zur Bel bUll3 der Wirtschaft stellen eine wichtige
Etappe auf dem ....eg zu <k-m gcset t("n Ziel dar. Für Regicnmg und Koalition
gibt es keinen Anlaß, sich das 1JII er tell I\Irchgang ia Juli ErreiChte von irgend
jemandClll wegreden zu lassen. Auch ,he ~sition "'lire mit einer sachlichen
WOrdigung gut beraten. Sie JUl, nlbILlich Ihr Leistung in Bund und Ul.ndem erst
noch erbringen. ~s beachtluhe JUli-ErgebnIs der l\oalition ist leider ver
nebelt und venlunl.elt word'n du h JI Dl~sion über die Ergänz",&sabgabe.
"ir hoffen, daß dIese D, ku _100 d.m;.h eil'll"n endgül ligen Verzicht der SPD
auf die Ergänzungsabgabe ä)gllc.hst 'K:hncil bef-rdet winl, d.:ait die Investilions
bereitschaft der Wirtschaft llldlt liUlgcr dun;h die Ungewißheit über weitere
zukünftige Belastungen beeintr tigt wird.

Die AnslrengJmgen von RegIerung unI1 f;.oraUtlC .:issen jetzt konzentriert
werden auf die Vollendung des Pro der Bushaltskonsolidiemng und
auf die Verbesserung de- ibl'mcnbcdl. gunge für eine Belehmg der "irtschaft
lichen Entwicklung.

Frei von aller Ideologie 1st es da""'i fll)twendig, den wirtschaftlichen Sach-
verstand überall zu mtzen. gn'le Lrfailrungen aus der \'ergangenheit und
die Erfa~en a.rdercr l.äoo r beachten und das Vertrauen in die wirtschaft
liche Entwicklung zu festigen. O,l.' lInabMngiRI' l\Jnlesbank hat eine entscheidende
klfgabe. lür haben als Liberale di"se Unahhängigkeit der amdesbanl ~r für
einen Garanten einer soliden Wirt!lC.hafts- und Währongspolitik in unserem Land
gehalten. Hätte sie diese Position nicht, die Gefahr, sich V(lll stwkm Gift
bequemer Schein-Lösungen einschläfem zu lassen, "..lire groß. Die Angriffe auf
die Politik der Bundesbank, wie ... ir sie aus den Reihen unseres Koalitions
partners vcmetKDen, erscheinen uns deshalb nicht geeignet, das [Ur die wirt
schaftliche Entwicklung notwendige Vertrauen zu festigen - eher das Gegenteil.

....'eitere Eingriffe in Lei5tungsgt'scue erscheinen uns unvenneidbar. Wir werden
auch bei den bevorstehenden Beratun,l:cn mit konstruktiven Vorschlägen zur Kon
solidierung des Bundeshaushaltes beitral:en, wxl dabei auch Vorschläge unter
breiten, die die Gesamt-Belastung vor fu-heitern, ll1lgestellten und Wirtschaft
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eher einschränken oder mindestens begrenzen, aber sie nicht ausweiten sollen.

!"ach Wlserer Obcneugung darf im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit noch
nicht das letzte Wort gesprochen sein. Die flöhe des Arbeitslosengeldes sollte
noch einmal diskutiert werden. Wir glauben auch, daß das Problem von Knrenz
Tagen bei der Lohnfortzahlung - und zwar für alle Gruppen - noch einmal an
gepackt werden sollte. Um es ganz klar zu sagen, wir wollen den großen ge
sellschaftlichen Fortschritt, der in der Einführung der Lolrnfortzahlung filr
alle Arbeitnehmer lag, ungeachtet unserer Kritik an der sogenannten arbeits
rechtlichen Ulsung, nicht Iikkgiingig mach~n. Aber. wir meinen, daß ~renz-Tage
geeignet sind, manchen Mißbrauch zu reduzH'ren. Dle vopussehbare Entlastun~

der Unternehmen könnte zu Einsparungen an anderer Stelle verwendet werden, WIC
es bckaTUltlich auch vCl11 finanzminister erwogen wird.

Die Stärkung der SclbstverantwortWlg ist in einer freien Gesellschaft JTÜI1diger
Bürger nicht nur ein möglicher, sondern aus lillSerer Sicht der einzig richtige
Weg, um einer ErsticJ..1.JIlg des Leistungswillens durch irrmer höhere Steuern, Ab·
gaben und Beiträge entgegenzuwirken. Die Kostenexplosion in der gesetzlichen
Krankenversicherung fordert geradezu die Stärkung der Selbstverantwortung.

Der BundesarbeitSßlinister hat nach den Beratungen in der Koalition eine Reihe
von Vorschlägen erarbeitet, die den Grundsatz der Selbstverant...urtung begriißens
wert fördern. Er kann bei dieser Zielsetzung auf unsere volle Unterstützung
rechnen. leh bin zuversichtlich, daß wir WlS auch in den anderen Fragen ver
ständigen werden, so eb" darüber, daß die gegliederte Krankenversichenmg auch
in Zukunft erlul1ten hleibt Wld drill Kostendämpfung nicht verwechselt werden darf
mit gesellschaftsJXllitischen Verilildenmgsversuchen.

Ganz allgemein ist es erforderlich, die Einsicht zu stärken, daß keine Leistung
von Staat und Gesellschaft gewährt werden kann, die nicht vorher oder hinterher
von der Allgemeinheit, also von jedem einzelnen von uns, aufgebracht werden müßte.
Es gilt, eine Anspruchsmcntalität zu brechen, die nicht deshalb entstand, weil
die heute lebende und arbeitende Generation \...eniger leistungsbereit wäre als
ihre Vorgänger, sondern "''eil manches Gesetz geradezu zur "Inansprudmahme" auf
fordert, \.ITl nicht zu sagen "~erleitet". Eine Wende ist non..'endig.

Das alle~ ist nicht ein Ein!(riff in unser System sozialer Leistungen,
soodem 1m Gegentell, es Sind Wl\'Crzichtbare Schritte zurFestigung der
~rundelemente dl~ses Systems. Ganz gewiß werden wir - nicht jetzt, aber
~ den vor uns llegen~llm Jahren - im ZllS1llllrel1hang mit der Refonn 1984 auch
1m Rahl1Y;:J.1 de: gesetzhchen Rentenversicherung Entscheidungen zu treffen
haben, dle mcht ungedecktc Wechsel auf die Zulamft ziehen sondern die
langfristig die Rcntell si~hcm, die Rentensteigerungen in dem gleichen
~bße mögl1ch machen Wie 51ch dlC verfügbaren EinkOlTtllCn der im Arbeits
prozeß Stehenden entwickeln und die damit olme einen Generationenkon
nikt der arbeitenden ~neration von heute das Vertrauen in eine gesicher
te Zukunft geben können.

Bei allem! was wir anpacken, rriissen wir VOll dem Grundgedanken ausgehen,
daß WH die Lasten der Gegell",art nicht unseren Kindern und Enkeln auf
bürden dUrfen. Unser Ziel nuß sein:

Wcttbewerbsfähigkeit und n<x:hmals Wettbewerbsfähigkeit,

Investitionen und nochmalS Investitionen ,
Arbeitspltltze und nochmals Arbeitsplätze.

D?s geht aber nur, wem; die Leistungsimpulse unserer Gesellschafts- und
\'hrtschaft~0:<Jnung freIgesetzt werden. Verbesserte Rahl1Y;:nbedingungen
für !l1VeS~ltlOm:n - und dazu gehört auch VertrauensbildJJng _ schaffen
ArbeItsplatze wlTksru:er und dauerhafter als noch so gut gemeinte Konjunk
turprogranure, oder WIe J.JIIllCr man sie nennt. Vor der Entscheidung über
S?lche Progranrne rr(lsscn sehr genau Ziel, Aufi...und und zu en.:artende Aus
"''lrkungen gepriift >.erden. Es bleibt abzU\<o<lrten. weiche Vorschlal'e die damit
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beauftragten Minister vorlegen.

Die Frage unscrer Wohntulgspolitik sollte noch einmal neu gestellt werden.
Es fehlen Wohnungen, aber wir haben Beschäftigungsprobleme in der Bau
industrie. und es steht ein gell'altiges pr i va t es Investitions
kapital für den Mietlluhnungsbau zur Verfügung. Es wird aber nur dmm wirklich
eingesetzt werden, wenn die Investitionen sich auch lohnen.

Ein Mietrecht, das sich letztlich dahin aUS';,'irkt, daß Mangel an Wohnraum
entsteht. kann katml als sozial empfunden "''erden, denn die besser Verdienen
den finden ihren Wolmral.ß il):l1er.

Die Unionsparteien erklären, daß es nicht rur beim Wolmungsbau, sondern
auch beim Kraftwerksbau und bei der KOIrJTJ..lilikationstechnoJogie Investitions
hindernisse gebe, die man beseitigen JIlÜsse. In diesen beiden Bereichen ist
schrn eine Menge geschehen. ~ach J!'Cincr überzeugung überschätzt die Union
das hier noch Migliche. Aber wir ""erden vorbehaltlos konkrete Vorschläge
prüfen.

Bei den Entscheidungen, die wir Ende Juli getroffen haben, ist eine in ihrer
Tragweite offensichtlich übersehen worden. Wir haben vor, daß im Öffent
lichen Dienst bei den Beamten, dort. wo lI'ir es durch Gesetz können, eine
VerschiebUllg der Gehaltsanpassung stattfinden soU. Das hat rnancher fäustchen
machend offensichtlich als ein Sonderopfer für Beamte miß~'erstanden. Wir
wollen damit in \I'ahrheit ein Signal geben für lohnpolitische ZUli.\ckhaltlDlg
der Tarifpartner im kCIlIDenden Jnhr auch in der gewerblichen Wirtschaft.
Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, auch durch
das Verhalten der Tarifpartner, ist in einer schwieriger gewordencn "''elt
wirtschaftlichen J.age ein besrnderer Ausdruck der Solidarität zwischen denen,
die Arbeit haben. die sie sicher haben, und denen, die l.I\l ihre Arbeitsplätze
bangen und vor allem denen, die solche Arbeitsplätze slrilen.

Liebe Parteifreunde.
hälmisch hat mancher daVCl1, gesprochen, die Zeit der Refonnen sei vorbei.
Wenn man RefoIlll'Olitil< mit intrer neuen Wohltaten ohne RUcksicht auf ihre
FinanzieIbarkeit VCTh'Cchsclt, ist das sicher richtig. Wer aber wie wir
Rcfonnpolitik unter dem großen Ziel sicht, den Freiheits- und Gestaltungs
ral.Ul1 des einzelnen zu erweitern, der wird erkennen, daß Refonnen wichtiger
denn je sind. Wer unsere freihei tI iche Staats- und Gesellschaftsordnung
ausbauen und nicht einschränken will. weiß. daß das nicht bedeuten darf:
mehr Wohltaten zu Lasten der ZukLmftschancen. Es darf auch nicht heißen,
den VerfUgungsratml des einzelnen Arbeiters und Angestellten. des einzelnen
Beamten und Unterne~rs noch ~iter einzuschränken durch Erhöhung der
Belastung mit Steuern. Abgaben und Beiträgen,

Nein, jetzt geht es dalUll, die Weichen deutlich auf JTehr Selbsr-'erantwor
tung, auf leistll1g und Selbstbestinm.mg zu stellen, das heißt eben auf
mehr Freiheit. Niernand soll sich täuschen. die Grundtendenz in unserer
Gesellschaft ist nicht nuf mehr Staat gerichtet, ganz im Gegenteil. Der
Grundsatz der Subsidiarität wird intrer populärer, wie sich auch in vielen
Aktivitäten jUllger ~bnschen zeigt. Sollte das enttäuscht werden, so werden
Verdrossenheit und niiglichen.'eise sogar eine Haltung gegen unseren Staat
und lUlsere Gesellschaft die Folge sein.

Liebe Parteifreunde,
tml es noch einmal zu sagen. die Koalition nuß nicht verstecken, sondern sie
kann mit Selbstbe"ußtsein zeigen, ""35 bei der Entscheidung im Juli erreicht
wurde. Aber das Sparziel ist nach unserer Auffassung noch nicht erreicht,
und Impulse rur Investitionen und damit ftIr mehr Arbeitsplätze rrilssen auch
noch gegeben IICrdcn. Zukunftsinvestitionen sind für unsere langfristige
Behauptung 3m Weltmarkt unverzichtbar. Vor allem aber ist Vertraucnbildung
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notwendig als Grundlage einer soliden zukunftsorientierten, von OptimiSlll.1s
getragenen wirtschaftlichen Entwicklung. Auch die Entscheidungen, die wir
noch zu treHen haben, werden an vielen Stellen Einschnitte bedeuten. Aber
sie sind notwendig, denn wir entscheiden heute nicht nur fO!i'tlie nächsten
"blate und Jahre, soo.dem Ubcr unsere Zukunftschancen schlechthin. Das macht
das ganze Maß der Verantwortung deutlich.

Die ~positirn hat bisher wenig Krnkretes zur Lösung der anstehenden Prob leITE
verlauten lassen, obwohl sie in den Ländern und GelIEinden und vor allem im
Bmdesrat nicht nur staatspolitische, sondern auch legislative \'erann.'Ortung
trägt. Aber - md ich will das nicht gering einschätzen - sie hat sich zu
einer koostruktiwn Mitwirkung bereit erklärt. Wir sollten das nicht zurllck
weisen, sondern im Gegenteil die ~sitiOil beim 1I'0rt neluoon. Ja, wir sollten
die Chance nutzen, die darin für unser Land, für unsere Demokratie und
unsere Gesellschaft liegt, daß die ~sition bereit ist, durchaus auch
Entscheidungen mitzutragen, die von vielen \'erbänden je nach Betroffenheit
eher mit Kritik als mit ZustiJmJ.Jng aufgen(ßTl':n l.'Crden.

Ich bin überzeugt, die BUrger unseres Landes sind bereit, an einer großen
WEINSrnAFTSLElSTI.N:i DER AKTIVEN Z1.JK1.t<FTSSIQ-lERUNG mitz'''''irken. Sie werden
das lESO überzeugter tun, je deutlicher unser ll"ille zu einer Wende wird.
Einer wende, die die RahIOOnbedingungen schaffen soll f(jr eine Zukwft in
sozialer Sicherl1eit, in rortschritt und in Frieden nach itmen und außen.

Es besteht kein Anlaß zun PessimiSl1lJs. Im GegenteiL Fleiß und Tüchtigkeit
der BUrger unseres Landes sind eine solide Grundlage ror eine gesunde wirt
schaftliche Entwicklung. Die Rahmenbedingungen russen Staat und gesell
schaftliche Gruppen schaffen. Den Tarifpartnern uOO den Verbänden kOOlllt
dabei neben dem Staat eine besondere \'erantwortung zu. Wir sind als
Liberale bereit, unsere Verantwortung zu tragen und dabei auf jeden
zuzugehen, der konstruktiv mitwirken will. Wir ~'Ollen alles tun, damit
Regierung und Koalition nach dem ermutigenden Anfang im Juli nUll das
gesteckte Ziel erreicht.

Ih,

I~s-Dietrich Genscher
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